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Seit November 2021 wachsen die Spannungen in Osteuropa dramatisch. Russland hat 
100.000 Soldat*innen nah der Grenze zur Ukraine zusammengezogen und führt 
verschiedene Manöver, u.a. in Belarus, Mittelmeer und Nordsee, durch. Politiker*innen der 
NATO sprechen davon, dass Russland einen Angriff auf die Ukraine vorbereite. Stimmen, 
die dieses Bedrohungsszenario infrage stellen, finden wenig Gehör oder werden, wie im 
Falle des Vizeadmirals Schönbach, sofort sanktioniert und zum Schweigen gebracht. Auch 



wenn im Januar Gespräche in verschiedenen Formaten begonnen haben, scheint die 
Eskalationsgefahr noch lange nicht gebannt. 

Wir haben in diesem Papier einige wichtige Argumente und Fakten zusammengestellt und 
führen Vorschläge auf, die zur Überwindung der Krise von verschiedenen Seiten gemacht 
worden sind. 

 

Zeitgeschichtliche Hintergründe 
Verschiedene historische und zeitgenössische Erfahrungen werden oftmals zur Erklärung der 
Hintergründe und Motive für das Handeln der Parteien und die unterschiedlichen Einschätzungen 
des Konflikts benannt. 

Die beiden „vaterländischen Kriege“ 

Was die Ängste Russlands angeht, so gehen sie in historische Tiefen zurück. Russland und die 
Sowjetunion waren seit Jahrhunderten immer wieder Ziele von expansionistischen Kriegen, 
angefangen von Napoleon 1718 (der erste „vaterländische Krieg“) über den Ersten Weltkrieg bis zum 
Zweiten Weltkrieg (der „große vaterländische Krieg“), in dem geschätzt 24 Millionen Menschen der 
Sowjetunion ums Leben kamen, davon über 14 Millionen Zivilist*innen.i 

Russlands militärgestützte Außenpolitik: Georgien, OVKS, Syrien 

Nach 1991 hat Russland sich vor allem in den Nachbarländern, die der Sowjetunion angehört hatten 
und sich nicht der westlichen Allianz anschlossen, immer wieder eingemischt. 2002 wurde das 
Verteidigungsbündnis „Organisation des Vertrags über kollektive Sicherheit“ (OVKS) gegründet. Ihm 
gehören neben Russland Armenien, Belarus, Kasachstan (wo das Bündnis kürzlich intervenierte), 
Kirgistan und Tadschikistan an. Bis 1999 waren außerdem Aserbaidschan, Georgien und Usbekistan 
Mitglied (Usbekistan nochmals zwischen 2006 und 2012).ii  

Gegenwärtig gilt die Aufmerksamkeit neben der Ukraine-Frage vor allem Belarus. Dort steht zum 
einen die Frage eines möglichen Zusammenschlusses mit Russland im Raum (ein Vorhaben, das 
schon seit langem immer wieder auftaucht) iii, zum anderen die Zukunft Lukaschenkos, der zwar von 
der russischen Regierung immer wieder unterstützt wird (u.a. mit Krediten), bei dem aber trotzdem 
vermutet wird, dass Moskau ihn nicht um jeden Preis würde halten wollen.iv 

Oftmals als Beweis für die Bereitschaft zu militärischer Aggression wird das Handeln Russlands im 
Konflikt zwischen Georgien und seinen abtrünnigen Provinzen herangezogen.v Dort hatte Russland 
Peacekeeping-Truppen stationiert. 2008 griff Georgien Südossetien mit der Absicht an, es 
zurückzuerobern; Russland gewann die kurze militärische Auseinandersetzung und erkannte 
anschließend Südossetien als unabhängiges Land an. Ebenso sind in Abchasien – mit UN-Mandat – 
russische Friedenstruppen stationiert; Abchasien ist weitgehend isoliert und hat nur zu Russland 
Beziehungen. Von einer militärischen Aggression Russlands im Sinne einer völkerrechtlich illegalen 
Besatzung kann in beiden Fällen nicht die Rede sein, aber die Präsenz der russischen Truppen ist 
Ausdruck der militärgestützten Machtpolitik des Landes.  

Dazu kommt die militärische Unterstützung der syrischen Regierung unter Assad, bei der es wohl 
auch um den Erhalt eines Marinestützpunktes Russlands (Tartus) am Mittelmeer geht.vi 

Ukraine 

Die Ukraine hat von 2019 bis 1991 als Sowjetrepublik zur Sowjetunion gehört. In den 1930er Jahren 
litt das Land schwer unter der stalinistischen Führung. Als Proteste gegen hohe Getreideabgaben 
gewaltsam niedergeschlagen wurden, kam es zu einer verheerenden Hungersnot, der nach 
Schätzungen zwischen drei und sieben Millionen Ukrainer*innen zum Opfer fielen, dem sog. 
„Holodomor“.vii Im zweiten Weltkrieg war die Ukraine von Deutschland besetzt und eines der 
Hauptkriegsschauplätze. Ein Viertel der Bevölkerung - bis zu acht Millionen Menschen, darunter 1,6 
Millionen Juden – verlor sein Leben; Städte, Infrastruktur und Wirtschaft fast völlig zerstört.viii 



Als die Ukraine 1994 nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion freiwillig die auf ihrem Territorium 
stationierten Atomwaffen an Russland abgab, wurden ihr im auf einem KSZE-Treffen vereinbarten 
Budapester Memorandum von den USA, Großbritannien und Russland unter anderem zugesichert, 
die Unabhängigkeit und „die existierenden Grenzen" der Ukraine zu respektieren.ix  

Der aktuelle Konflikt um die Ukraine geht zurück auf das Jahr 2013-14 und den „Euromaidan“-
Aufstand („Revolution der Würde“). Er begann mit Studierendenprotesten, als im November 2013 
der ukrainische Präsident Viktor Janukowitsch die Unterschrift unter das Assoziierungsabkommen 
mit der EU verweigerte. Er endete mit der Flucht von Janukowitsch und der Ernennung einer 
Übergangsregierung Ende Februar 2014. Gleichzeitig annektierte Russland (nach einem 
umstrittenen Referendum) die Krim, die ein wichtiger Marinestützpunkt Russlands ist, und russische 
Truppen mischten sich in die bewaffneten Auseinandersetzungen in der Ostukraine ein.x. 

Mit der Eingliederung der Krim in die 
Russische Föderation hat Russland 
seinen Anspruch auf die dauerhafte 
Kontrolle über das Territorium 
zementiert und schließt seitdem 
jegliche Verhandlungen über eine 
Rückgabe aus. Die besetzten Gebiete 
in der Ostukraine sind dagegen Teil 
eines fortlaufenden, über die Jahre 
jedoch eingefrorenen 
Verhandlungsprozesses (Minsk 2). Mit 
der völkerrechtswidrigen Ausgabe von 
russländischen Pässen an die dort noch 
verbliebenen Bewohner*innen hat 
Russland jedoch die Grundlagen 
geschaffen, um dort jederzeit (nach 
russländischem Recht legal) militärisch 
eingreifen zu dürfen. Militärisch ist die 
Ukraine Russland deutlich unterlegen, 
weshalb sie den Schutz der NATO 
sucht und diese strategische 
Orientierung 2019 sogar in der 
Verfassung festgelegt hat. Der Krieg in der Ostukraine hat bislang geschätzt 13.000 Menschen das 
Leben gekostet. 

Die NATO 

Die russische Regierung verweist immer wieder darauf, dass in den „2+4“ Gesprächen, in denen die 
Wiedervereinigung Deutschlands möglich gemacht wurde, US-Außenminister James Baker, 
Bundeskanzler Helmut Kohl und Außenminister Hans-Dietrich Genscher bei ihren Moskauer 
Gesprächen mit Michail Gorbatschow und Eduard Schewardnadse am 8./9. und 10. Februar 1990 
mündlich das Versprechen gegeben haben, die NATO nicht nach Osten zu erweitern. Der Journalist 
Andreas Zumach hat dazu verschiedene Quellen zusammengetragen, die es plausibel machen, dass 
dieses Versprechen – das Politiker*innen heute gerne leugnen - tatsächlich gegeben wurde, auch 
wenn es seltsam anmutet, dass diese Vereinbarungen nicht verschriftlicht wurden. xi   

Doch es kam anders: Putin hat in seinen langen Amtszeiten als Präsident und Regierungschef vier 
Erweiterungswellen der NATO (1999, 2004, 2009, 2017, 2020) erlebt. Von den westlichen 
Nachbarstaaten Russlands gehören inzwischen lediglich Belarus und die Ukraine noch nicht zur 
NATO. xii 

Es muss allerdings auch angemerkt werden, dass Russland zumindest die erste Erweiterungswelle 
der NATO scheinbar akzeptierte: 1997 unterzeichnete Russland die NATO-Russland-Grundakte mit 
der Verpflichtung: „Verzicht auf die Androhung oder Anwendung von Gewalt gegeneinander oder 
gegen irgendeinen anderen Staat, seine Souveränität, territoriale Unversehrtheit oder politische 
Unabhängigkeit in einer Weise, die mit der Charta der Vereinten Nationen oder der in der Schlußakte 
von Helsinki enthaltenen Erklärung über die Prinzipien, die die Beziehungen der Teilnehmerstaaten 
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leiten, unvereinbar ist.“ xiii Im gleichen Jahr wurde auf dem NATO-Gipfel in Madrid Polen, Tschechien 
und Ungarn Beitrittsverhandlungen angeboten. Das müsste Russland bei der Unterzeichnung der 
Grundakte bekannt gewesen sein. 

Zur Frage der NATO-Osterweiterung kam (vor allem unter Präsident Trump) der Ausstieg 
Washingtons aus dem Vertrag über antiballistische Raketen (ABM), nukleare Mittelstreckenwaffen 
(INF), unbewaffnete Beobachtungsflugzeuge (Open Sky) und konventionelle Streitkräfte in Europa 
(KSE – der 1999 angepasst, aber nicht von der NATO ratifiziert wurde).  

Die mögliche Aufnahme der Ukraine in die NATO passt sich da als „der letzte Tropfen, der das Fass 
zum Überlaufen bringen“ könnte, ein. 

 

Unterschiedliche Einschätzungen der Situation und Motivationen 
In der NATO ist man höchst beunruhigt über die Truppenmassierungen an der Grenze zur Ukraine, 
die durch – auch öffentlich zugängliche – Luftbilder unzweifelhaft belegt sind.xiv Dazu kommen die 
gemeinsamen Manöver in Belarus, für die Anfang Februar große Truppenkontingente mit schweren 
Waffen nach Belarus verlegt wurden, große russische Manöver in der Nordsee und Mittelmeer, ein 
Manöver gemeinsam mit China und dem Iran im Golf von Oman südlich des Irans xv und russische 
Panzerlandungsschiffe in der Ostseexvi. Die Annexion der Krim 2014, die getarnte Militärintervention 
in der Ostukraine im selben Jahr, die russische Präsenz in Südossetien und Abchasien und das Wissen, 
dass Russland (genau wie die USA) die es umgebenden Länder als seinen „Hinterhof“ ansieht, sind 
Fakten, die diese Besorgnis nicht als völlig aus der Luft gegriffen erscheinen. Dazu kommt ein Papier 
von Putin aus dem Jahr 2021, „Über die historische Einheit der Russen und der Ukrainer", in dem er 
schreibt, seit mehr als 1000 Jahren seien Russen und Ukrainer (und Belarussen) ein Volk, und die 
ukrainische Regierung wegen ihrer antirussischen Politik scharf angreift. („Es ist nicht übertrieben zu 
sagen, dass die gegenwärtige Politik einer gewaltsamen Assimilation, der Schaffung eines ethnisch 
sauberen ukrainischen Staates, die sich aggressiv gegen Russland richtet, in ihren Folgen 
vergleichbar ist mit dem Einsatz von Massenvernichtungswaffen gegen uns.“) xvii  

Viele Politiker*innen und Militärs, auch Präsident Biden, halten einen Angriff auf die Ukraine für eine 
reale Gefahr. Ende Januar behauptete das britische Außenministerium, Russland beabsichtige die 
Einsetzung einer pro-russischen Regierung in der Ukraine.xviii 

Die Signale von Seiten der NATO, für Beitrittsgespräche der Ukraine (und Georgiensxix) offen zu sein, 
mussten in Russland Alarmlichter angehen lassen. Russland fordert Garantien, dass beide Länder 
nicht von der NATO aufgenommen werden. Ob es einen solchen Beitritt durch eine Besetzung der 
Ukraine verhindern will, ist dennoch zweifelhaft. Wahrscheinlich geht es Russland viel mehr darum, 
seine Macht zu demonstrieren und Respekt vor seinen Sicherheitsbedürfnissen einzufordern. 

Vizeadmiral Kay-Achim Schönbach  

Vizeadmiral Kay-Achim Schönbach erklärt am 22. Januar 2022, dass die Befürchtung eines Angriffs 

Russlands auf die Ukraine „Nonsens“ sei. Bei einer Diskussion in Indien sagt er: „Hat Russland wirklich 

Interesse an einem kleinen Stück ukrainischen Bodens? Nein, das ist Nonsens." Putin wolle keinen 

Angriff, sondern verlange „Respekt“. Es sei einfach, Putin diesen Respekt zu erweisen, und 

„wahrscheinlich auch verdient“. Zur Krim setzt er hinzu: „Die Krim-Halbinsel ist weg. Sie wird nie 

zurückkommen."  

Diese Äußerungen zwingen ihn nach einem Aufschrei aus der NATO zum Rücktritt. Der ehemalige 

Generalinspekteur der Bundeswehr, Harald Kujat, stellt sich hinter Schönbach: „Es muss doch unser 

Interesse sein, zu einem vernünftigen Ergebnis zu kommen, zu deeskalieren und auch zu einer 

Entspannung zu kommen mit Russland und natürlich immer unter Berücksichtigung auch der 

Sicherheitsinteressen der Ukraine. Das ist doch völlig klar." Es könne nicht sein, "dass wir immer nur 

von Krieg reden und nicht davon, wie ein Krieg verhindert werden kann". 



Die Osteuropaexpertin Margarete Klein von der Stiftung Wissenschaft und Politik beschreibt drei 
Szenarien. Zwei von ihnen – der Aufmarsch an der russisch-ukrainischen Grenze und die mögliche 
dauerhafte Stationierung von Truppen in Belarus - als „Teil von Zwangsdiplomatie …, um die USA 
und die NATO zu substantiellen Zugeständnissen zu bewegen“, verstanden werden können. Als 
drittes Szenario kann sie sich einen „offenen Einmarsch russischer Truppen im von Separatisten 
kontrollierten Teil des Donbass“ vorstellen. Alle anderen Szenarien, die diskutiert werden, seien zwar 
nicht auszuschließen, würden aber bedeuten, dass sie die Kalkulation des Kremls in Bezug auf die 
militärischen und wirtschaftlichen Kosten und innenpolitischen Risiken grundsätzlich verändert 
hätte, wofür es „noch keine ausreichenden Hinweise“ gebe.xx 

Natürlich kann es keine 100-prozentige Gewissheit bei der Verneinung der Frage, ob Russland einen 
Angriff plant, geben, aber vieles spricht dafür, dass keine der beteiligten Regierungen einen Krieg 
will. Auch die NATO nicht. In den vergangenen Tagen und Wochen wurde deutlich, dass die Ukraine 
keinen militärischen Beistand außer der Lieferung von Waffen zu erwarten hat, sollte sie von 
Russland angegriffen werden. 

Truppenaufmärsche, Stationierungen und Militärmanöver an den Grenzen von als 
„Gegner“ betrachteten Ländern und Bündnissen gehören zum Drohpotenzial einer militarisierten 
Außen- und „Sicherheits“politik. Jede Seite behauptet, ihr Handeln sei rein defensiv, die andere Seite 
bedrohe sie. Jede Seite benutzt die Aggression der anderen Seite, um ihre eigene zu rechtfertigen. 
Solches Handeln ist höchst gefährlich, denn aus ihm kann eine militärische Konfrontation erwachsen, 
selbst wenn beide Seiten dies „eigentlich“ nicht wollen. Bekanntlich wäre es in der Zeit des Kalten 
Kriegs mehrfach beinahe zu einem Atomkrieg gekommen, weil fehlerhafte Radare einen Anflug von 
Raketen meldeten.xxi Auch wenn weder Russland noch die NATO einen dritten Weltkrieg riskieren 
wollen, auch eine begrenzte militärische Auseinandersetzung wäre eine europäische Katastrophe. 
Hauptopfer wäre die Bevölkerung in der Ukraine. 

In der Ukraine gibt es 15 AKW Reaktoren an vier Standorten.xxii Wenn sie in einer bewaffneten 
Auseinandersetzung getroffen würden, dann würde auch ein konventioneller Krieg zur atomaren 
Katastrophe, die auch Mittel- und Westeuropa treffen würde. Tschernobyl und Fukushima haben 
dafür einen Vorgeschmack geliefert. 

Ein Angriff auf die Ukraine würde vom Westen mit massiven Sanktionen beantwortet. Im Einzelnen 
benannt wurden sie nicht, aber in den Medien ist u.a. von Unterbrechung des Zahlungssystems 
SWIFT, Sanktionen gegen Putin persönlich, das Einfrieren von russischen Guthaben im Ausland (was 
russische Oligarchen, die viel im Westen investieren, z.B. in Großbritannien, hart treffen würdexxiii) 
und der Stopp aller Exporte angesprochen. All diese Sanktionen würden die Sanktionsgeber genauso 
treffen wie Russland. So ist Russland wichtiger Lieferant nicht nur von Erdgas und Öl, sondern auch 
von Getreide. Getreidepreise würden explodieren und die Nahrungsmittelsicherheit global 
gefährden. xxiv Auch die Gasleitung „Nordstream 2“, die von Verbündeten Deutschlands schon seit 
langem kritisiert wurde, würde gewiss endgültig nicht in Betrieb genommen. (Davon profitieren 
würde u.a. die US-amerikanische Wirtschaft, die schon jetzt ihre Gasexporte nach Europa verstärkt 
hat.xxv) 

 

Waffen und Waffenexporte 
Ein Profiteur ist deutlich: Die Rüstungsindustrie. Der Konflikt mit Russland ist die Hauptbegründung 
der NATO für das seit Jahren verkündete Ziel, dass alle Mitgliedsländer 2% ihres BIP für Rüstung 
ausgeben sollen. Millionen werden in neue Aufrüstungsvorhaben, neue Atombomber, Drohnen, 
Schiffe und andere Vorhaben gesteckt.  

Mehrere Länder rüsten derzeit die Ukraine auf, die außerdem auch über eine eigene gut entwickelte 
Rüstungsindustrie, allerdings eine nur unterentwickelte Marine und Luftabwehrxxvi, verfügt: 
Tschechien, Großbritannienxxvii, die USA (u.a. sog. Bunker Busters vom Typ M141xxviii), Polen, 
Frankreich, die Türkei und Lettland xxix. 

Die deutsche Regierung lehnt Waffenexporte an die Ukraine ab und weiß sich in dieser Position von 
der Mehrheit der deutschen Bevölkerung unterstützt: Laut ARD-Umfrage vom 3. Februar halten 71 
Prozent Waffenlieferungen an die Ukraine momentan für falsch, 20 Prozent fänden sie richtig. Neue 



Wirtschaftssanktionen an Russland werden von 43 Prozent befürwortet; zugleich sprechen sich 51 
Prozent für ein Angebot von NATO-Sicherheitsgarantien an Russland aus.xxx 

Deutschlands derzeitiger Beitrag für das ukrainische Militär, 5000 Militärhelme, werden in der 
Ukraine und darüber hinaus eher als Witz empfunden. Kein Witz sind aber zwei andere 
Rüstungsbeteiligungen Deutschlands, die von der Aktion Aufschrei und dem Internationalen 
Versöhnungsbund-Deutscher Zweig bekannt gemacht wurden: 

Zum einen geht es um eine deutsche Re-Exportgenehmigung für Haubitzen, die Estland aus 
ehemaligen DDR-Beständen an die Ukraine liefern will.  Aktion Aufschrei, fordert, dass sie auf keinen 
Fall erteilt werden darf: „Denn das zweite Minsker Dokument vom 12. Februar 2015 (Minsk II), das 
weiterhin Grundlage der gegenwärtigen Verhandlungen ist, steht dem entgegen. Darin ist u.a. eine 
Sicherheitszone von 50 km festgelegt, in der keine Artilleriesysteme über 100mm-Kaliber stationiert 
sein dürfen. Mit einer Reichweite von 15 km müssten diese Haubitzen jedoch in der Sicherheitszone 
stationiert werden. Da sie ein Kaliber von 122mm haben, würde die Ukraine damit eindeutig gegen 
die Minsker Vereinbarung verstoßen.“xxxi 

Zum anderen hat die Ukraine jüngst die Kampfdrohne Bayraktar TB 2 im Donbass eingesetzt. Diese 
Drohne stammt aus der Türkei und wurde von Aserbaidschan 2020 gegen Armenien eingesetzt. Die 
Ukraine möchte weitere solche Drohnen kaufen. Doch sie sind auf ein deutsches 
Zielerfassungssystem der Firma Hensoldt angewiesen. So könnte die Bundesregierung mit ihrer 
Sperrminorität deren Export verhindern.xxxii 

 

Worum geht es? Interessen statt Positionen erkunden 
Was beide Seiten gemeinsam haben: Sie wollen Sicherheit, sie wollen ihre Macht demonstrieren, 
ihren Verbündeten zeigen, dass sie verlässliche Partner sind und auch innenpolitische Interessen 
bedienen. xxxiii 

Russlands Forderungen und die Antwort der USA 

Am 17.12.21 überstellt die russische Regierung an die USA einen Vertragsentwurf, den die NATO 

unterzeichnen soll. 

Die NATO solle ihre Osterweiterung stoppen und die Ukraine und andere ehemalige Sowjetrepubliken 

nicht aufnehmen, den Ausbau der militärischen Infrastruktur in Osteuropa einfrieren (Militärbasen, 

Waffensysteme), die Militärhilfe an die Ukraine beenden, Manöver dort beenden und keine 

Mittelstreckenraketen in Europa stationieren.  

Russland fordert, dass die NATO die Vereinbarungen der NATO-Russland-Grundakte vom 17. Mai 

1997 einhält. Dort wurde festgehalten, dass es keine militärischen Aktivitäten der NATO in Ländern 

des ehemaligen Warschauer Paktes geben solle und keine größeren Kampfverbände dauerhaft in den 

neuen Mitgliedsstaaten stationiert werden sollten. Die Stationierung von Atomwaffen wurde 
ausgeschlossen. Nach der Annexion der Krim durch Russland 2014 entsandte die NATO aber kleine 

multinationale Gefechtsverbände in die baltischen Staaten und nach Polen, die alle sechs Monate 

rotieren. 

Die NATO antwortete Ende Januar in einem nichtöffentlichen Schreiben. Dort wurde anscheinend die 

„Politik der offenen Tür“ der NATO betont und ein Ende des Truppenaufmarsches an der Grenze 

verlangt, aber Gesprächsbereitschaft zu weiteren Fragen, darunter Gespräche zu Rüstungskontrolle 

und die Wiedereröffnung der diplomatischen Vertretungen in Moskau und Brüssel, signalisiert. Auch 

sind die USA ihrer Antwort an Russland bereit, eine dauerhafte Stationierung von Kampftruppen und 

bodengestützten Raketensystemen in der Ukraine auszuschließen, wenn Moskau auch entsprechende 

Verpflichtungen eingeht.  



Als die Sowjetunion 1962 Atomraketen auf Kuba stationierte, hätte dies beinahe zum Ausbruch des 
3. Weltkriegs geführt. Ist es so wenig nachvollziehbar, dass Russland sich heute von den NATO-
Truppen in Osteuropa bedroht fühlt? 

Der Konflikt ist Ausdruck auch der Neuordnung der Machtverhältnisse in der Welt. Russland will als 
Großmacht anerkannt werden bzw. bleiben. Das hat auch viel mit den wachsenden Spannungen 
zwischen den USA und China zu tun. Bekanntlich haben die USA seit einigen Jahren China als ihren 
“Hauptfeind” ausgemacht. Russland und China sehen sich oft als natürliche Verbündete, stimmen z.B. 
oft gemeinsam im Weltsicherheitsrat. Eine Schwächung Russlands ist daher auch im geopolitischen 
Interesse der USA.xxxiv 

 

Was das eigentlich Gefährliche ist 
Das Erschreckende an der gegenwärtigen Situation ist, neben der Möglichkeit, dass das gegenseitige 
Drohgebaren durch irgendeine nicht mehr zu stoppen scheinende Eskalation zum Krieg führt, noch 
etwas anderes: Das Drohszenario, das beide Seiten gegeneinander aufgebaut haben, gibt der 
Vorstellung eines neuen „großen“ Kriegs zwischen den Weltmächten Konturen. In Schweden 
patrouillieren Soldaten auf Gotland, die U-Boot-Flotten sind alarmiert, die Manöver finden in 
unmittelbarer Nachbarschaft zu der anderen Seite statt. Ein Krieg ist denkbarer geworden, als 
Möglichkeit näher gerückt, weil die Vorbereitungen auf ihn zugenommen haben und längst nicht 
mehr nur an den Tischen der Regierungen, der NATO und auf Truppenstützpunkten stattfinden. Wie 
auf Gotland werden sie allen Bürger*innen sichtbar – sofern diese nicht von den nicht enden 
wollenden Meldungen über die Coronapandemie so abgelenkt sind, dass sie sie nicht wahrnehmen 
wollen und können. Die – zugegebenermaßen kleinen – Friedensorganisationen in Russland und der 
Ukraine haben ihrer Sorge deutlich Ausdruck verliehen und geben beiden Seiten gleichermaßen 
Schuld an der Situation.xxxv Die Rüstungsvorhaben der NATO und der EU, von dem Bau neuer 
Flugzeuge zum Transport von Atombomben (F 18 oder F 35), den FCASxxxvi und die sog. 
Modernisierung der Atombomben bis hin zu Drohnen, Marineschiffen usw., das Zwei-Prozentziel der 
NATO usw. finden eine Rechtfertigung in dieser Krise. Militärische Stärke, Abschreckung durch 
Atomwaffen, Aufrechnen der Truppenstärken und Waffentypen sind auf einmal wieder 
Diskussionsthema.  

Es scheint, als ob die Politik selbst darüber bis zu einem gewissen Maße erschrocken ist – anders 
lassen sich die vielfältigen Gesprächsformate der letzten Wochen nicht erklären. Wir begrüßen die 
Aktionen aller Politiker*innen, die sich für eine solche Deeskalation einsetzen. Wir wiederholen: Nach 
unserer Überzeugung will niemand Krieg, und vielleicht gelingt eine Deeskalation durch die 
Diplomatie. Aber noch reicht das, was gemacht wird, bei Weitem nicht aus. Wir brauchen ein 
Umdenken weg von einer rein sicherheitslogischen Betrachtungsweise, die auf Waffen und 
Abschreckung setzt, hin zur Schaffung von gemeinsamer Sicherheit. 

 

Vorschläge 
Wir haben hier die Vorschläge versucht zusammenzustellen, die von verschiedenen Kreisen der 
Friedensbewegung und darüber hinaus gemacht wurdenxxxvii, und fügen unsere eigenen Gedanken 
hinzu. 

Auf der internationalen politischen Ebene: 

 Es gibt keine militärische Lösung der Krise. Deshalb braucht es erste Schritte, die sie 
deeskalieren. Beide Seiten sollten ihre Truppen von der Grenze zurückziehen xxxviii  und 

 ein Moratorium für Manöver in Osteuropa aussprechen. 
 Es braucht eine Fortsetzung der Gespräche auf allen Ebenen, von bilateralen Gesprächen 

über die OSZE, den Europarats bis hin zum NATO-Russland-Rat. Pax Christi weist darauf 
hin: „Für eine Verständigung zwischen Russland und dem Westen gibt es zahlreiche 
Formate, die unter Einbeziehung der Ukraine genutzt werden müssen. Die Charta von 
Paris aus dem Jahr 1990, die Achtung und Zusammenarbeit als Grundlage der 



gegenseitigen Beziehungen bestimmt und die jede Androhung und Anwendung von 
Gewalt gegen die territoriale Integrität von Staaten ächtet, ist dafür die Grundlage.“xxxix  

 Eine hochrangige Konferenz, die auf der Grundlage der fortbestehenden Gültigkeit der 
Helsinki-Schlussakte 1975, der Charta von Paris 1990 und der Budapester Vereinbarung 
von 1994, aber ohne Vorbedingungen und in unterschiedlichen Formaten und auf 
verschiedenen Ebenen über das Ziel einer Revitalisierung der europäischen 
Sicherheitsarchitektur berät. Solange diese Konferenz tagt, sollten beide Seiten auf jede 
militärische Eskalation (Stationierungen usw.) verzichten.xl 

 Wiederaufnahme der Gespräche über eine Revitalisierung und Anpassung des KSE-
Abrüstungsvertrags. xli 

 Im Jahr 2025 sollte, wie von Finnland vorgeschlagen und von zahlreichen NROs 
unterstützt, eine Konferenz nach Vorbild der KSZE 1975 stattfinden.xlii 

 Die Sanktionen gegen Russland haben nur zur Verhärtung der Lager beigetragen. Deshalb 
sollten sie zurückgenommen werden (vielleicht als Antwort auf eine deeskalierende Geste 
Russlands, z.B. den Abzug der Truppen von der Grenze) und wirtschaftliche Zusammenarbeit 
verstärkt werden. Die russische Wirtschaft ist stark abhängig von dem Export fossiler Ener-
gieträger; mit der Abnahme der Nachfrage nach ihr könnten neue politische Instabilitäten in 
Russland entstehen.xliii 

 Die europäische Rüstungskontrolle sollte auf allen Ebenen wiederbelebt werden (INF, 
SCE, Vertrag über den offenen Himmel)xliv und auch die Aufnahme von Gesprächen zur 
Abschaffung aller Atomwaffen, wie es im AVV vorgesehen ist. 

 Europa zur atomwaffenfreien Zone machen, indem alle Atomwaffenarten, auch 
Kurzstreckenraketen, abgezogen und abgerüstet werden. 

 Verzicht der NATO auf eine Aufnahme der Ukraine. Das Grundrechtekomitee weist 
zurecht darauf hin, dass „ein Beitrag zur Förderung der Sicherheit des Bündnisses – laut 
NATO-Vertrag Voraussetzung für die Aufnahme neuer Mitglieder –durch einen Beitritt 
der Ukraine nicht gegeben“ wäre.xlv 

 Entmilitarisierte Sicherheitskorridore zwischen Ost und West xlvi 
 Keine Rüstungsexporte, auch nicht über dritte Seiten, an die Ukraine. xlvii 
 Unterstützung der Entwicklung von Formen alternativer, gewaltfreier (Sozialer) 

Verteidigung durch die Staaten, die sich von Russland bedroht fühlen oder es sind.  

Auf wirtschaftlicher Ebene 

Der Journalist Zumach schlägt Maßnahmen vor, um eine Entspannung auf dem wirtschaftlichen 
Gebiet zu erreichen:  

 „Seitens Russlands: Offizielle Rücknahme der Androhung Russlands von 2017 gegenüber 
der Ukraine, die Gaspreise um 80 Prozent zu erhöhen. Daneben verbindliche Zusage, dass 
ein garantiertes Gas-Kontingent weiterhin durch die ukrainischen Pipelines fließt und der 
Ukraine Durchleitungsgebühren sichert. Außerdem Abbau von Wirtschaftssanktionen 
gegenüber westlichen Staaten (vornehmlich deren Landwirtschaft). 

 Seitens des Westens: Abbau anstatt Verlängerung und Verschärfung von 
Wirtschaftssanktionen der USA und EU gegenüber Russland. 

 Gemeinsam: Nordstream II als fertiggestelltes Infrastrukturprojekt schrittweise 
alternativ nutzen, z.B. für einen Wasserstoff-Transport, wobei dieser in Russland 
zunächst aus fossilen und später mit Hilfe westlicher Technologien auch 
umweltfreundlich („grüner Wasserstoff“) gewonnen werden könnte; Untersuchungen 
haben gezeigt, dass notwendige technische Nachrüstungen machbar wären; 
Ökologischen Bedenken sollte entgegengehalten werden, dass ein übergangsloser 
Sprung zu ökologisch erzeugter Energie nirgendwo auf der Welt möglich sei.“ xlviii 

Und an anderer Stelle schrieb er  

 „Entspannung, Verhandlungen und Kooperation zwischen dem Westen und Russland sind 
aber nicht nur in den militärischen Bereichen der Sicherheitspolitik dringend erforderlich, 
sondern auch in der Energiepolitik. Es liegt im herausragenden gemeinsamen Interesse 
aller Menschen auf dem eurasischen Kontinent - und darüber hinaus -, dass die Ziele des 
Pariser Klimaschutzabkommens erreicht werden. Dieses Ziel wird aber krachend verfehlt 



werden, wenn Russland und seine Volkswirtschaft in der derzeitigen Abhängigkeit von 
den fossilen Energieträgern Öl und Gas verbleiben. Deutschland und seine EU-Partner 
sollten daher alle nur erdenklichen Anstrengungen unternehmen, um Russland bei der 
Diversifizierung seiner Volkswirtschaft und der schrittweisen Befreiung aus dieser 
fatalen Abhängigkeit zu unterstützen. In diesem Kontext könnte die umstrittene 
Nordstream-2-Pipeline vom Zankapfel zu einem Kooperationsprojekt werden in dem die 
EU-Länder Russland die notwendigen Technologien zur Erzeugung von Wasserstoff mit 
Hilfe von Solar- und Windenergie zur Verfügung stellen und anstelle von Gas dann dieser 
Wasserstoff durch die Pipeline geliefert wird. Den richtigen Vorschlag für ein 
gemeinsames Wasserstoffprojekt, den Bundesaußenministerin Annalena Baerbock bei 
ihrem Besuch in Kiew gemacht hat, hätte sie auch in Moskau unterbreiten sollen.“ xlix: 

In der Ukraine 

 Die Ukraine könnte von sich aus erklären, dass sie auf einen Antrag auf NATO-
Mitgliedschaft verzichtet (wie dies auch Finnland und Schweden seit Jahrzehnten tun), 
um auch die Spaltung in der eigenen Gesellschaft zu überwinden. Ob das auch bedeuten 
muss, wie einige Appelle aus der Friedensbewegung verlangen, dass sie eine 
Brückenfunktion zwischen Ost und West einnehmen und akzeptieren sollel, kann hier 
nicht ausdiskutiert werden, wir möchten hier aber ein Fragezeichen setzen. 

 Die Vereinbarungen von „Minsk 2“ müssen von beiden Seiten vollständig umgesetzt 
werden; dazu gehört auch die Durchführung von regionalen Wahlen in der Ostukraine. 

 Ein vollständiger Waffenstillstand, der von allen Seiten eingehalten wird. 
 Umsetzung relativer regionaler Autonomiestatuten, um eine Spaltung des gesamten 

Staates zu verhindern. 
 Stärkung der Zivilgesellschaft in der Ukraine. Dazu trägt u.a. auch der Zivile 

Friedensdienst schon bei; die Kurve Wustrow und das Forum Ziviler Friedensdienst 
unterhalte Projekte in der Ukraine.li  

Wir brauchen ein Umdenken und einen Dialog, der sich nicht nur auf die politische höchste Ebene 
beschränkt. 

 „Jede vertrauensbildende Maßnahme ist jetzt wertvoll. Dazu … gehören Partnerschaften 
von Städten, Universitäten, großzügig geförderte Begegnungen in Kultur, Sport, 
Jugendaustausch.“lii Vielfältige Dialogformate könnten Menschen aus Russland, der 
Ukraine und anderen Ländern zusammenbringen.liii 

 Wir brauchen einen Dialog auch mit den Menschen und Politik*innen in Osteuropa, die 
aufgrund ihrer historischen Erfahrung Angst vor einer russischen Aggression haben. 
Ihnen müssen wir sagen: Nur Abrüstung und vertrauensbildende Maßnahmen können 
Sicherheit schaffen, keine NATO-Truppen. Denn es gilt weiterhin, wie auch schon vor 
1989: Wer zuerst schießt, stirbt – im atomaren Inferno – als zweiter. Für den Extremfall 
möchten wir dabei auch auf die Alternative der Sozialen Verteidigung, des organisierten 
gewaltfreien Widerstands, hinweisen. Wir wissen auch, dass das den Menschen in der 
Ukraine, Polen, Rumänien oder im Baltikum vermutlich erstmal als Utopie erscheinen 
wird, aber ist es das wirklich, wenn die Alternative die Zerstörung Europas ist? 

 Wir brauchen ein Umdenken weg von „sicherheitslogischer“, auf die Macht der Waffen 
und des Drucks setzenden Politik hin zu einem „friedenslogischen“liv Verständnis von 
Sicherheit, die als gemeinsame Sicherheit die berechtigten Interessen aller Seiten in den 
Blick nimmt, die Menschheit nicht in „wir“ und „sie“ aufteilt und auf Gewaltfreiheit als 
einzigen nachhaltigen Weg zur Lösung von Problemen setzt. 

 In der Friedensbewegung sollte darüber nachgedacht werden, welche Möglichkeiten des 
Protests und des Einflusses wir auf die Bundesregierung und die anderen beteiligten 
Regierungen haben. Es gibt inzwischen neben den Aufrufen schon einzelne öffentliche 
Protestaktionen und Veranstaltungen zu dem Thema. Aber im Moment sind die Stimmen 
derjenigen, die auf Aufrüstung, Truppenstationierungen und Abschreckung setzen, noch 
lauter als die zu Frieden mahnenden Stimmen. 

  



Lasst uns endlich diese künstliche Grenze mitten in Europa überwinden. Europäische Staaten 
haben unzählige Kriege gegeneinander geführt, haben Krieg und Eroberung in alle Welt 
getragen, zweimal hat Deutschland den Kontinent mit einem Vernichtungskrieg überzogen. Es 
ist Zeit, sich der vielen positiven Dinge zu erinnern, die wir miteinander teilen. Europa ist eins, 
Russland ist ein Teil von ihm. Europa muss endlich zu einer Friedensmacht, zu einer Quelle des 
Friedens werden. 

 

Eine kleine Chronik der Eskalation: 
10.09.21: Die Länder der "Organisation des Vertrags über kollektive Sicherheit" (OVKS) führen 
wie alle zwei Jahre das Manöver „Westen“ durch. Die Manöver "Westen 2021" basieren auf 
einem Krisen- und Konfliktszenario, das mit "einer zunehmenden Aktivität illegaler bewaffneter 
Gruppen, separatistischer und internationaler Terrororganisationen mit externer 
Unterstützung" (Wasilij Kaschin)lv verbunden ist. Es nehmen bis zu 200.000 Soldaten teil. 

3.10.21: Die Tagesschau meldet, dass die EU eine Ausbildungsmission für das ukrainische Militär 
überlegt.lvi 

12.10.21: Beim Gipfeltreffen der EU mit dem ukrainischen Staatschef geht es um eine 
Beitrittsperspektive der Ukraine. Präsident Selenskyj fordert eindeutige Aussagen. 

18.10.21: Russland kündigt an, ab November die Arbeit seiner ständigen Vertretung bei der NATO in 
Brüssel einzustellen. Die Begründung ist der Entzug von Akkreditierungen für acht russische 
Diplomat*innen durch die NATO. In Moskau werden das Verbindungs- und Informationsbüro der 
NATO und die NATO-Militärmission geschlossen. 

21.10.21: Die NATO-Ministerrunde beschließt einen „Abschreckungsplan“ gegen Russland. 
Russland droht der NATO mit „Konsequenzen, sollten weitere Schritte zur Aufnahme der 
Ukraine in die NATO unternommen werden. 

15.11.21: Russland zieht Truppen an der ukrainischen Grenze zusammen. Die NATO äußert sich 
beunruhigt. In den folgenden Wochen heißt es immer wieder: Russland würde nur warten, bis der 
Boden gefroren ist, so Biden und andere.lvii 

01.12.21: Die NATO-Mitglieder treffen sich in Riga zu einem Außenministertreffen. Thema sind 
die Ukraine und Russlands Truppenaufmarsch an der Westgrenze. 

1.12.21: Die Zeit meldet am 1.12. folgendes: „Russland hat sein reguläres Wintermanöver im 
Süden begonnen. 10.000 Soldaten seien daran beteiligt, teilte das Verteidigungsministerium in 
Moskau mit. Demnach soll das Manöver auf mehr als 30 Übungsplätzen in mindestens sechs 
Regionen stattfinden. …. Die Übung werde auch auf der Krim abgehalten und in einer 
russischen Region, die an den Donbass angrenze, teilte das Verteidigungsministerium weiter 
mit.“ lviii 

07.12.21: Die Präsidenten Biden und Putin telefonieren zwei Stunden lang miteinander. Die USA 
drohen mit umfassenden Sanktionen im Falle eines Einmarsches in die Ukraine. 

10.12.21: Russland soll für ein Marinemanöver knapp 70 Prozent des Asowschen Meeres um die 
Halbinsel Krim herum gesperrt haben, sagt die Ukraine. 

17.12.21: Russland fasst seine Forderungen an die NATO in einem Entwurf für ein 
Sicherheitsabkommen mit den USA und der NATO zusammen.  

22.12.21: Die NATO erhöht die Einsatzbereitschaft ihrer schnellen Eingreiftruppe. Es gehe um 
einen möglichen Angriff Russlands. 

31.12.21: Putin und Biden telefonieren miteinander. Ein Durchbruch wird aber nicht erreicht; 
Biden droht erneut mit Sanktionen.  

6.1.22: In Moskau beraten Russland, Frankreich und Deutschland über die Ukraine-Krise, aber 
Kiew nimmt nicht teil, was als das Ende des „Normandie-Formats“ beschrieben wird. 



10.1.22: Vertreter Russlands und der USA führen Gespräche. Die USA erklären hinterher, dass sie 
bereit zu Gesprächen über Rüstungskontrolle seien, aber die „Politik der Offenen Tür“ der 
NATO fortsetzen wollten. 

12.1.22: Der NATO-Russland-Rat tagt erstmalig nach zwei Jahren wieder. Die NATO lehnt die 
Forderung Russlands nach Sicherheitsgarantien ab. 

15.1.22: Schweden fühlt sich von Russland bedroht und schickt Soldat*innen auf Gotland auf 
Patrouille. 

22.1.22: Vizeadmiral Kay-Achim Schönbach erklärt, dass die Befürchtung eines Angriffs Russlands auf 
die Ukraine „Nonsens“ sei.  

24.1.22: Mehrere NATO-Staaten wollen ihre Militärpräsenz in Osteuropa verstärken; die USA 
und Großbritannien rufen die Familien ihrer Botschaftsangehörigen zurück und setzen 8.500 
ihrer in Europa stationierten Truppen in Alarmbereitschaft. Australien spricht eine 
Reisewarnung für alle Ukraine-Reisenden aus.lix 

26.1.22: Die NATO antwortet offiziell auf die vor Weihnachten übermittelten Forderungen 
Russlands. Es werden Verhandlungen über Rüstungskontrollmaßnahmen und Manöver 
angeboten, aber die NATO-Osterweiterung wird nicht infrage gestellt. 

26.1.22: Russland und die Ukraine verhandeln mehr als acht Stunden im sog. „Normandie-
Format“ unter der Vermittlung Frankreichs und Deutschlands. Es gibt erhebliche 
Meinungsverschiedenheiten, aber beide Seiten sagen zu, den Waffenstillstand in der Ostukraine 
zu wahren. In zwei Wochen soll es ein neues Treffen geben. 

30.1.22: Großbritannien will die Zahl seiner Soldat*innen in der Region verdoppeln. 

31.1.22: Der UN-Sicherheitsrat debattiert sehr kontrovers über die Situation.lx  

Die USA fordern auch die Angehörigen von Botschaftspersonal in Belarus zum Verlassen des 
Landes auf. 

Russland setzt die im Rahmen der OSZE vereinbarten gegenseitigen Militärinspektionen bis Ende 
Februar aus, als Grund wird Corona angegeben. 

2.2.22: Der künftige Leiter der Münchner Sicherheitskonferenz, Christoph Heusgen, spricht sich für 
deutsche Waffenlieferungen an die Ukraine aus. 

7.2.22: Verschiedene bilaterale Gespräche: Bundeskanzler Scholz in Washington, Außenministerin 
Baerbock in Kiew und der französische Präsident Macron in Moskau. 
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